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Schriftliche Erklärung zum Statut des europäischen Vereins und zur Förderung der 
aktiven Unionsbürgerschaft

Das Europäische Parlament,

– in Kenntnis der Mitteilungen der Kommission KOM(2005)462 („Bessere Rechtssetzung“) 
und KOM(2005)494 („Plan D“), 

– in Kenntnis des Beschlusses des Rates vom 21. Dezember 2005, die Rücknahme des 
Vorschlags 1991/0386/COD über das Statut des europäischen Vereins zu billigen, 

– gestützt auf Artikel 116 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass die Entwicklung einer länderübergreifenden Debatte für die 
Bildung eines demokratischen Bürgersinns auf dem gesamten Kontinent von 
entscheidender Bedeutung ist, 

B. in der Erwägung, dass diese länderübergreifende Bürgerdebatte, während sich die Union 
in einer Reflexionsphase über ihre Zukunft befindet, notweniger als je zuvor ist,

C. in der Erwägung, dass die Union die Rolle, die die Bürgervereinigungen in diesem 
Prozess spielen, anerkannt hat; 

1. ist der Auffassung, dass die Rücknahme dieses Vorschlags nicht begründet war und im 
Widerspruch zu den Zielen, die die Kommission in ihrem „Plan D“ verfolgt, steht;

2. betont, dass die Vielfalt an Regelungen für Vereine in Europa für zahlreiche 
paneuropäische Bürgerinitiativen immer noch ein Hindernis darstellt;

3. fordert die Kommission auf, Maßnahmen zur Vereinfachung transnationaler Tätigkeiten 
von Bürgervereinigungen, einschließlich der Möglichkeit eines Statuts des europäischen 
Vereins, zu untersuchen und konkrete Vorschläge in diesem Bereich auszuarbeiten;

4. fordert den Rat auf, politischen Mut zu beweisen und die Unionsbürgerschaft aktiver zu 
fördern;

5. beauftragt seinen Präsidenten, diese Erklärung mit den Namen der Unterzeichner an die 
Präsidenten der Kommission und des Rates der Europäischen Union zu übermitteln.


